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* Für das Nachschlagewerk ! 
Für die Amtliche Sammlung !
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Gesetz? WZG §§ 15, 24

Rechtssatz$ Sin Transitverkehr durch das Gebiet der Bun­
desrepublik stellt auch dann kein "Inverkehr­
bringen*1 im Sinne der §§ 15, 24 WZG dar* wenn 
die auf dem Landweg in den Freihafen (Hamburg) 
beförderte Ware durch einen Spediteur nach 
Abschluss eines Seefrachtvertrages auf ein 
Schiff verfrachtet wird*

Akten Zeichen? X ZR 59/55
Urt. v. 15* Januar 1957'
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I ZR 39/55
Verkündet am 15* Januar 1957 
Grunau, Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 
Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

der Kommanditgesellschaft in Firma 
Pharm. Fabrik ,

& Co., Chemisch-

Kiägerin und Revisionsklägerin,
- Prozessbevollmächtigters Rechtsanwalt Prof- Drc

gegen

Chemisch-PharnK Fabrik, Pol1 - die Firma E . T(Be^HP-Str, ■,
vertreten durch ihren Treuhänder, Walter K(

2. die Firma D 
Di(HHfr~Str

und Al

Beklagte und Revisionsbeklagte, 
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Drt

hat der Erste Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 14c Dezember 1956 unter Mitwirkung der 
Bundesrichter Dr. h.c. Wilde, Dr, Birnbach, Dr* Bock, Dr,Krü- 
ger-Hieland und Dr. Spreng

für Recht erkannt:
Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 5, Zivil­
senats des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg 
vom 5° Janua^r 1955 wird zurückgewiesen, soweit die auf 
Unterlassung und Veröffentlichung gerichteten Ansprüche 
für das Gebiet der Bundesrepublik abgewiesen worden 
sind.
Im übrigen wird das angefochtene Urteil aufgehoben und 
die Sache in diesem Umfang zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, an 
das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestands

Die offene Handelsgesellschaft in Firma E 
Chemisch-Pharm, Fabrik, früher mit Sitz in BflHP, später 
in PoflHP, stellte u,a. ein Hustenmittel her, das unter 
der Bezeichnung "PBHHIHB” vertrieben wurde. Persönlich 
haftende Gesellschafter waren der Apotheker Karl E«

und Frau Maria D o B H H I ^  geh. Diese offene
Handelsgesellschaft war eingetragene Inhaberin einer gro­
ßen Anzahl deutscher und ausländischer Warenzeichen sowie 
international registrierter Marken, zu denen u,a. die seit 
Jahrzehnten in der Warenzeichenrolle des Eeichspatentamts 
eingetragenen Zeichen und gehörten.

Während des Krieges wurden Warenvorräte und Geschäfts­
papiere der Firma E, T f l B B P  nach K i ^ H I H ^  in BaflBp 
ausgelagert.

Am 1, Januar 1946 wurde in die Klägerin
als Kommanditgesellschaft unter der Firma & Co5tf
gegründet. Persönlich haftende Gesellschafter dieser Kom­
manditgesellschaft sind Universitätsprofessor Dr. Franz 
T B H H H B  und Dipl e-Kaufmann Werner M a d H H H B  Diese 
Firma erhielt am 10, Juli 1946 von der damals zuständigen 
Landesstelle Chemie eine Produktionsgenehmigung für phar­
mazeutische Erzeugnisse und später am 28. April 1947 vom 
Landratsamt in die Erlaubnis zur Errichtung eines
pharmazeutischen Betriebes. Die Industrie- und Handelskam­
mer für Mittelfranken in N B H H l  befürwortete gemäss 
Schreiben vom 23* Juli 1947 den Antrag auf Eintragung in 
das Handelsregister. Am 5. September 1947 wurde die Klä­
gerin in das Handelsregister des Amtsgerichts Kipfenberg 
eingetragen (Fotokopie eines Handelsregisterauszuges vom 
29, Mai 1953, Bl 83 f der Akte 27 0 179/52 des Landgerichts 
Hamburg), Gemäss Eintragung vom 24. November 1947 wurde in
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B ^ B B e i n e  Zweigniederlassung unter der Firma ”T 
& Co* Filiale B B H P *  errichtet.

Durch den vor dem Notar Dr. R e d ^  in
am 23, März 1948 geschlossenen Vertrag übertrug die Firma
E, ? B B B B P ?  ?oBHP; vertreten durch Frau Maria D o d | ^  /
Bl geb. ? B M B B I $  sin die Klägerin , vertreten durch den 
Diplomkaufmann Ma(flHBBBV? 45 deutsche Warenzeichen, 
darunter auch die Zeichen " 3 7 B B B B V  und "FPHHBP"'. ln 
dem Vertrage heisst es, dass die Rezepte, die zur Herstel­
lung. der durch die Warenzeichen geschützten Waren dienen, 
sowie die Kundenkartei bereits in den Besitz der Klägerin 
übergegangen seien. Durch einen weiteren entsprechenden 
Vertrag, der am 15. April 1948 vor dem Notar Dr, R d B  
in geschlossen wurde, übertrug die Firma
S, 2 ? B V H B ^  PoBBfe vertreten durch die Mitinhaberin 
Frau Maria D o B B H H P »  an die Klägerin, diesmal vertreten 
durch Universitätsprofessor Dr. Franz zahlrei­
che r in beigefügten Listen aufgeführte ausländische Waren­
zeichen und! international registrierte Marken, Hierzu ge­
hörte auch das am 14c Juni 1926 für die Firma E. ÜJBflMH^ 
in Ceylon unter Nr 3590 für pharmazeutische Präparate re­
gistrierte Zeichen " F B B H B P 1 • Die Schutzdauer dieses 
Zeichens war im Jahre 1940 um 14 Jahre bis zum *4. Juni 
1954 verlängert worden.

Die Warenzeichen mit den kennzeichnenden -Bestand­
teilen " ^ B B H H P "  und " P ^ B P "  wurden durch Verfügung 
des Deutschen Patentamts vom 21. Juli 1950 aufrechterhal­
ten und auf Grund der genannten Verträge an diesem Tage 
auch in der Warenzeichenrolle des Deutschen Patentamts 
auf die Klägerin umgeschrieben» Die Umschreibung der ent­
sprechenden internationalen Marken auf die Klägerin fand
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am 24. August 1950 statt. Ebenso wurde das in Ceylon ein­
getragene Warenzeichen auf die Klägerin umge­
schrieben.

Die Firma E. T B H H B  in P o ^ B B  setzte, nachdem 
die Warenzeichen auf die Klägerin übertragen und umgeschrie­
ben waren, die Herstellung und den Vertrieb des Hustenmit­
tels unter den Zeichen " T ^ B B B ” und " B B H B B "  fort.
Sie meldete damals bei dem in der Sowjetzone neu geschaf­
fenen "Amt für Erfindungen und Patentwesen” neue und an­
dersartige Warenzeichen mit den Wortbestandteilen "Tf 
4 B ,T und " P B H B B ” zur Eintragung an.

* Per Geschäftsbetrieb der Klägerin in Ki< 
umfasst u.a. die Herstellung und den Vertrieb des Husten­
mittels ,r

Im Februar 1951 wurde die Firma E. T B B B B $  Po B U B  
vom Oberbürgermeister der Bundeshauptstadt P o B B )  “ Wirt- 
schaftsstrafabteilung - unter Treuhandschaft' gestellt. Auf 
Veranlassung der nach der Bundesrepublik übergesiedelten 
Inhaber dieser Firma wurde am 18. April 1951 die Sitzver- 
legung dieses Unternehmens nach M ü B I B  daß Handelsre­
gister des Amtsgerichts München eingetragen.

Pas in PoB H P  unter Treuhandschaft stehende Unter­
nehmen, die Erstbeklagte, führt die Firmenbezeichnung 
"E. T B B B B ,  Chemisch-Pharmazeutische Fabrik. F o B H B *  
weiter. Dieses Unternehmen befasst sich auch weiterhin mit 
der Herstellung des Hustenmittels " F B l B i B " ’ das sie 
unter dieser Bezeichnung mit Hilfe der Zweitbeklagten in 
der sowjetisch besetzten Zone und im Exporthandel verkauft.

lift«--
r

Mit der vorliegenden, im Juli 1952 erhobenen Klage
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wandte sich die Klägerin zunächst mit den Anträgen auf 
Unterlassung, Schadensersatz, Auskunftserteilung und Ver­
öffentlichungsbefugnis gegen die Benutzung der Worte

und und zwar im Gebiet der Bundesre-
publik sowie in den Ländern der Mitgliedstaaten des Madri­
der Markenabkommens. Ende August 1952 stellte die Klägerin 
fest, dass die Beklagten 25 Kisten -Hustensirup
zum Zwecke des Exports nach Colombo (Ceylon) durch die 
Speditionsfirma Richard IflP, Hamburg, im Hamburger Frei­
hafen hatte lagern lassen. Auf Grund einer von der Klägerin 
beantragten einstweiligen Verfügung des Landgerichts Ham­
burg vom 4. September 1952 - 27 Q 48/52 - wurde die aus 
de**1 Betrieb stammende Sendung der Beklagten se­
questriert.

Lie Klägerin hat ihre Klage mit Rücksicht auf den 
nach Ceylon,beabsichtigten Export der Beklagten erweitert 
und beantragt,

1 > die Beklagten bei Vermeidung einer für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung vom Gericht festzusetzenden 
Geld- oder Haftstrafe zu verurteilen, es zu Unter­
lassen, die Worte und ein­
zeln oder in irgend einer Wortkombination im ge- 
schäftlichen Verkehr, ua. zur Kennzeichnung von 
Waren, und zwar insbesondere der von der Beklagten 
zu 1) hergestellten und der Beklagten zu 2) ver­
triebenen Wären sowie zur Führung des Namens

in der Firma zu benutzen, und zwar im 
Gebiet der Bundesrepublik sowie in den Ländern 
der Mitgliedstaaten des Madrider Märkenabkommens,

2. die Beklagten zu verurteilen,
a) Auskunft darüber zu geben, in welchem Umfange
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sie den Namen " T P H I H V  bzw, seit
1946 benutzt haben? unter genauer Angabe der 
Lieferungsmengen und Empfänger,

b) in Ceylon das Wort zeichenmässig
oder schlagwortartig nicht im geschäftlichen 

Verkehr zu verwenden,
c) darin einzuwilligen, dass die in der einstwei­

ligen Verfügung des Landgerichts Hamburg vom
4. September 1952 - 27 Q 48/52 - näher bezeich- 
neten 25 Kisten mit ? P H H H  an die Klägerin 
zur Beseitigung der-verletzenden Kennzeichnung 
- hilfsweise zur Vernichtung - herausgegeben 
werden,

3o festzustellen, dass die Beklagten verpflichtet sind, 
der Klägerin den Schaden zu ersetzen, der dadurch 
entstanden ist, dass sie die unter 1) beanstande­
ten Handlungen vorgenommen haben, sowie den Scha­
den, der durch weitere zukünftige Handlungen noch 
entstehen wird,

4. die Klägerin zu ermächtigen, auf Kosten der Beklag­
ten den erkennenden Teil des Urteils in jedem Land 
in der Bundesrepublik sowie in den Ländern des 
Madrider Markenabkommens in den entsprechenden 
Fachzeitschriften sowie in den grösseren Staaten 
jeweilig in einer Tageszeitung zu veröffentlichen,
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Die Klägerin vertritt die Auffassung, sie sei auf 
Grund der Verträge vom 23- März und 15- April 1948 allein 
rechtmässige Inhaberin der Zeichen und *»©
M P ” geworden. Lie jetzt in M ü p ^ P  ansässige Firma E 
P H  habe schon während des Krieges, als sie noch in Po®- 
4 H  das Hustenmittel hergestellt und vertrieben habe, samt 
liehe die Warenzeichen betreffenden Urkunden, sämtliche

A*
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Kundenkarteien und-listen von Deutschland, Geschäftsbücher, 
aus denen sich der Stand der Salden für die damalige Zeit 
ergebe. Muster für Werbe- und Verpackungsmaterial in al­
len Sprachen, Journal-Kopien, den grössten Teil der Aus­
landsverträge, Rohmaterial, einige Fertigwaren sowie Re­
zepte für die Herstellung der durch die Warenzeichen ge­
schützten Waren nach K i ^ | ^  aus gelagert. Während des 
Krieges sei bereits ein Teil des Verkaufs über K i ^ H H H l  
erfolgt. Nach dem Zusammenbruch im Jahre 1945 sei die Grün­
dung der Klägerin vorgenommen worden, um den Abkömmlingen 
der P o M H M )  Betriebsinhaber einen eigenen Wirkungskreis 
zu verschaffen, zumal mit Eingriffen der sowjetzonalen Be­
hörden in den P o M B B M  Betrieb.habe gerechnet werden müs­
sen- Deshalb seien der Klägerin auch die Warenzeichen über­
tragen worden unter gleichzeitiger Übertragung der 
K l f m i  ausgelagerten Vermögenswertea Die Firma 
M P  habe in der Folgezeit die Warenzeichen ledigli 
Grund einer ihr von der Klägerin erteilten Lizenz 
Lizenz”) benutzt. Die Beklagten könnten diese Lizefaz, nach­
dem die Inhaber der Firma E > T f l M i  die Sowjetzone ver­
lassen hätten und ihr Betrieb unter Treuhandschaft 
worden sei, nicht für sich in Anspruch nehmen- Sie 
jedoch die unzulässigerweise mit den Zeichen ”P 
und .versehenen Waren in der Bundesrepublik da
durch in den Verkehr, dass sie bei ihren Exporten die Ware 
einem Hamburger Spediteur schickten, der für die leiter­

gestellt
brächten

tt

sendung nach den im Ausland befindlichen Bestimmur
verantwortlich sei. Dadurch würden die Zeichen nicht nur
in der Bundesrepublik, sondern auch an den* auslänc 
Bestimmungsorten verletzt, Bisher sei zwar nur dei 
der Sequestrierung missglückte - Versuch der Bekl*
Waren nach Ceylon zu exportieren, festgestellt woi’den. Es
bestehe jedoch die Gefahr,' dass die Beklagten wer

gscrten

i r

iscben 
- infolge 
gten,

ere Sen-
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düngen nach Ceylon auf den Weg bringen würden und auch 
Exporte in die Mitgliedstaaten des Madrider Markenabkom­
mens tätigten, Für diese Länder ergebe sich die Gefahr 
daraus? dass sich die Erstbeklagte für die Inhaberin der 
Warenzeichen halte und, wie zumindest ihr Verhalten im 
Prozess zeige? sich des Rechts berühme? in die Mitglied­
staaten des Madrider Abkommens -exportieren zu dürfen Die 
Klägerin hat ihre Ansprüche auf Warenzeichenverletzung? 
unlauteren Wettbewerb und unerlaubte Handlung (§§ 823,
826 BGB) gestützt*,.

Die Beklagten bestreiten in erster Linie die Sach- 
befugnis der Klägerin« Eine rechtswirksame Übertragung 
der Warenzeichen auf die Klägerin liege nicht vor? da 
die Zeichen ohne Geschäftsbetrieb übertragen worden sei­
en; auch sei der Übertragungsvertrag wegen Verstosses ge­
gen gesetzliche Bestimmungen nichtig, die in der Sowjet- 
zone über die Veräusserung von Vermögenswerten erlassen 
seien. Die Beklagten hätten das Zeichen le­
diglich innerhalb der Ostzone und im Ausland gebraucht. 
Las sei nicht zu beanstanden. Lie blosse Lurchfuhr von 
Waren im Transitverkehr und die dazugehörige TJmbehand- 
lung durch einen Spediteur stelle kein Inverkehrbringen 
im Gebiet der Bundesrepublik dar. In Hamburg sei deshalb 
kein Tatbestandsmerkmal des ”Inverkehrbringens” verwirk­
licht worden. La die Beklagten nie erklärt hätten, in 
Länder des Madrider Markenabkommens ausführen zu wollen? 
fehle insoweit auch ein Rechtsschutzinteresse der Kläge­
rin. Ein Schaden sei der Klägerin nicht entstanden; der 
beabsichtigte Export nach Ceylon sei nicht ausgeführt 
worden. Lie Beklagten haben unter Hinweis auf § 21 UnlWG 
die Einrede der Verjährung erhoben. Sie haben weiter Ver­
wirkung geltend gemacht, da bereits im Jahre 1950 Exporte
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in voller Kenntnis der Klageiln getätigt worden seien.
Die Zweitbeklagte habe zumindest auch einen wertvollen 
Besitzstand an dem Zeichen erlangt. Ein Bedürfnis zur Ver­
nichtung der Ware sowie zur Veröffentlichung der Urteile 
bestehe nicht«,

Das’Landgericht hat Frau Maria D o ^ H H H K ,  die Mit­
inhaberin des ehemaligen.PoMHBP Unternehmens, als Zeu­
gin vernommen ,und der Klage zum Teil stattgegeben, indem 
es die Beklagte verurteilt hat,

1. es zu unterlassen, die Worte und "Tfl|
0 P ft einzeln oder in irgend einer Wortkombination 
im geschäftlichen Verkehr innerhalb der Bundesre­
publik, der Länder der Mitgliedstaaten des'Madri­
der Markenabkommens und - beschränkt auf das Wort

insbesondere zur Kennzeichnung von Waren, insbe­
sondere wiederum der von der Beklagten zu 1) herge- 
stellten und von der Beklagten zu 2) vertriebenen

belangt, als Bestandteil eines Firmennamens,
2. die nach Ziffer 1 unzulässigen Kennzeichnungen 

auf - den Verpackungen der Ware, die in den mit 
ET 1 - 25 bezeichneten Kisten, die auf Grund der 
einstweiligen Verfügung des Landgerichts Hamburg 
vom 5° September 1952 (27 Q 48/52) bei der Firma 
Richard Iflfe sequestriert worden sind, zu besei­
tigen,- soweit sich diese Gegenstände im Besitz 
des Beklagten befinden (Bl 123 R GA; die Fassung 
ist nicht ganz verständlich; anscheinend muss es 
im ersten Satzteil statt "Ware, die in” heissen 
"Ware in").

- in Ceylon zu verwenden, und zwar

Waren, sowie, soweit es das Wort " " an-
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Das Landgericht hat die Klägerin ermächtigt, den er­
kennenden Teil des Urteils zu Ziffer 1 unter Fortlassung 
der Strafandrohung je einmal in einer Fachzeitschrift des 
Bundesgebiets, der Länder des Madrider Markenabkommens und 
von Ceylon innerhalb von drei Monaten nach Rechtskraft auf 
Kosten der Beklagten zu veröffentlichen.

Die weitergehenden Anträge, insbesondere also auch 
die Schadensersatzansprüche hat das Landgericht abgewiesen 
und die Kosten des Rechtsstreits der Klägerin zu 1/10 und 
den Beklagten als Ge samt Schuldnern zu 9/10 auf erlegt,

Auf die Berufung der Beklagten hat das Berufungsge­
richt die Klage in vollem Umfang abgewiesen. Mit der Revi­
sion erstrebt die Klägerin die Wiederherstellung des land­
gerichtlichen Urteils, Die Beklagten bitten um Zurückweisung 
der Revision,

Entscheidungsgründes

I. Das Landgericht hat die örtliche Zuständigkeit be­
jaht, Das Berufungsgericht hat deshalb zutreffend darauf 
hingewiesen, dass gemäss § 512 a ZPO die örtliche Zuständig­
keit in der Berufungsinstanz nicht erneut in Zweifel gezo­
gen werden könne. Das gleiche gilt gemäss § 549 Abs 2 ZPO 
für den Revisionsrechtszug. Wie der erkennende Senat in 
dem Beschluss vom 18. November 1952 - I ZR 218/52 - (NJW 
1953, 222) ausgeführt hat, sind diese Vorschriften auch 
dann anzuwenden, wenn streitig ist, ob nach deutschem in­
ternationalen Prozessrecht ein deutsches oder ein auslän­
disches Gericht örtlich zuständig ist (sogen, internatio­
nale Zuständigkeit), Die Beklagten können aiso nicht mehr
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mit Erfolg geltend machen, dass für die Klagansprüche eine 
Gerichtszuständigkeit nicht in Hamburg, sondern allenfalls 
in Colombo oder in P o B I B  gegeben sei. Hierbei kan.n da­
hingestellt bleiben, ob die Sowjetzohe im Hinblick auf die 
nach deutschem internationalen Prozessrecht geltenden Rechts- 
grundsätze überhaupt als- "Ausland” behandelt werden könn­
te (vgl zu § 23 ZPO? BGHZ 4, 62; zu § 606 ZPO? BGHZ 7, 218; 
zu § 328 ZPO? BGHZ 20, 323; zu §§ 36, 43 Abs - PGG? BGHZ 21, 
306), Für eine Nachprüfung der örtlichen - einschliesslich ,
der internationalen - Zuständigkeit ist ange'sichts der die- , « 
se Frage bejahenden Entscheidung des Landgerichts im Re­
visionsrecht szug ebenso wenig wie im Berufungsrechtszuge 
Raum, Die Beklagten haben in dieser Hinsicht auch keine 
Einwendungen mehr erhoben.

II, 1, Abweichend vom Landgericht hat das Berufungs­
gericht die in den Verträgen vom 23. März und 15. April 
1948 vorgenommene Übertragung der Warenzeichen ”? B B i B V  
und "FB^B^fc" auf die Klägerin für rechtsunwirksam er« ■ 
achtet, weil die nach § 8 WZG erforderliche Übertragung 
des P o ^ B ^ ^ B  Geschäftsbetriebs, zu dem die Warenzeichen 
damals gehörten, nicht durchgeführt worden sei. In der 
Überlassung von Waren, Rezepten, Kundenkartei und Ge­
schäftspapieren habe keine Übertragung des P o B H B  Be- 
triebes gelegen; dieser sei vielmehr in unveränderter Form * 
fortgesetzt worden. Statt einer Betriebsübertragung habe 
eine Betriebsverdoppelung stattgefunden; gerade die sich 
hieraus ergebende unklare warenzeichenrecht^iche Lage wol­
le das Gesetz verhindern.

Was das Berufungsgericht zur Verneinung einer rechts­
wirksamen Übertragung der Warenzeichen ausgeführt hat, be­
ruht auf einer Verkennung und Überspannung der nach § 8 Abs 1 
Satz 2 WZG an die Übertragung des Geschäftsbetriebs zu stel­
lenden Anforderungen.



Das Warenzeichenrecht kann nur mit dem Geschäftsbe­
trieb oder "dem Teil des Geschäftsbetriebs, zu dem das 
Warenzeichen gehört”, auf einen anderen übergehen. Es ist 
also nicht erforderlich, dass der gesamte Geschäftsbetrieb 
übertragen wird. Andererseits genügt es nicht, dass ausser 
dem Warenzeichen nur einzelne zum Geschäftsbetrieb gehö­
rende Vermögenswerte übertragen werden (vgl BGHZ 1, 241 
/2457; 6, 137 ZT41/). Da § 8 Abs 1 WZG die Übertragung 
eines “Teils des Geschäftsbetriebes” genügen lässt; braucht 
die Vorschrift nicht eng ausgelegt zu werden (Baumba*ch- 
Hefermehl, Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht, 7> Aufl 
WZG § 8 Anm 2 a.E.)«, Der Übergang des Geschäftsbetriebes 
braucht zeitlich nicht mit der Übertragung des Warenzei­
chens zusammenzufallen; er kann sich auch allmählich voll­
ziehen (HG GRUR 1934, 53 /55/; Reimer, Wettbewerbs- und 
Warenzeichenrecht 3* Aufl 34• Kap Anm 2 S 344; Baumbach- 
Hefermehl aaO, WZG § 8 Anm 7). Allerdings kann nur ein be­
stimmter abgrenzbarer und abgegrenzter Teil des Geschäfts­
betriebes Gegenstand der Übertragung sein* Dabei braucht 
es sich aber nicht um einen “tatsächlich-, und auch räumlich 
abgegrenzten Teil” des Geschäftsbetriebes zu handeln; nur 
muss das Zeichen selbst grundsätzlich ungeteilt bleiben 
(RG GRUR 1943, 131 f/ - Valenciade ‘Baumbach-Hefer- *
mehl aaO WZG § 8 Anm 10). Bei der Übertragung eines Waren­
zeichens ist die nach § 8 WZG vorausgesetzte Bindung an 
den Geschäftsbetrieb nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
zu beurteilen (OLG Düsseldorf GRUR 1951, 73 /777).

Geht man bei der Beurteilung der Warenzeichenübertra­
gung von diesen Gesichtspunkten aus, so hat die Klägerin 
den hiernach erforderlichen Übergang eines Teils des Ge­
schäftsbetriebes der Firma E. Befliß, unter
Bezugnahme auf das Zeugnis der Frau schlüssig



vor getragene Die Klägerin hat behauptet» in 
Ba^l^ sei bereits während des Krieges aus Ver3 Sprungs grün­
den ein Zweigbetrieb errichtet worden* Nach dem Kriege 
sei die gesamte Belieferung des Westens auf den Betrieb 
in überführt worden» wo zu diesem Zweck die
Klägerin als Familien-Kommanditgesellschaft gegründet 
worden seio Zum Ideferungsbereich der Klägerin habe seit 
der Nachkriegszeit auch das Gebiet der Bundesrepublik 
gehört. Bei der damaligen Stammfirma in P o ^ m  sei nur 
das gesamte Ost-Geschäft verblieben. Zu diesem Zweck sei 
der Stammfirma eine beschränkte Rücklizenz eingeräumt wor­
den, Sollte dem Berufungsgericht für die festStellung die­
ses Tatbestandes die Aussage der Brau Dof l H H B l  nicht aus­
reichend erscheinen, so wird das weitere Vorbringen der 
Klägerin in den Schriftsätzen vom 29* April 1953 S 1 
und 2 und vom 29. Juni 1954 S 2 - 4 (mit weiteren Beweis­
antritten, Bl 73 f» 147 ff GA) zu berücksichtigen sein.*
Der vom Berufungsgericht angeführte Gesichtspunkt der !,Be- 
triebsverdoppelung” steht einer wirksamen Übertragung der 
Warenzeichen nicht entgegen. Sofern der Geschäftsbetrieb 
für den Westen und die westlichen Staaten» insbesondere 
mit der sich hierauf beziehenden Handelsorganisation (Kun­
denkartei) und den die Produktion betreffenden TJnterlagen 
(Rezepten) auf die Klägerin übergegangen sind, katfn mit 
diesem Teil des GesamtUnternehmens auch eine rechtswirk­
same Übertragung der Warenzeichen vorgenommen werden 
(vgl RG GRUR 1943, 131 /I32 4J - Valenciade -),

2. Die Sachbefugnis der Klägerin kann jedoch auch un­
abhängig davon bestehen, ob die Verträge vom 23. März und 
15. April 1948 zu einer wirksamen Übertragung der Waren­
zeichen auf die Klägerin geführt haben* Geht man nämlich 
davon aus, dass die Warenzeichen auf Grund dieser Vertra-
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ge noch nicht rechtswirksam übertragen worden sind, so 
blieb die Firma E, Inhaberin der Warenzeichen.
Die rechtmässigen Inhaber dieser Firma verliessen im 
Frühjahr 1951 die Sowjej;zone und verlegten den Sitz der 
Firma nach Nach den Grundsätzen, die die Recht­
sprechung für die Ost-West-Verlegung von Betrieben ent­
wickelt hat; blieben die Y/arenzeichen'auch nach der Sitz­
verlegung nach M ü ^ ^ l  der Firma K. T 4 H H ®  erhalten
(BGHZ 17, 209 /?13 f/% 18, 1 /57} BGH GRÜR i 9 5 6, 553 - Ju- 
rid -j Baumbaeh-Hefermehl aaO, Grundzüge vor § 1 WZG Anm 
24 S 723 f). Der Geschäftsbetrieb der Firma E. T ® | ® ®  
ruhte in lüflHP zwar vorläufig, konnte aber jederzeit 
wieder aufgenommen werden, wie das Berufungsgericht fest- 
gestellt hat. Auch nachdem die Firma E«, T | ® i B ® > Po®- 

im Februar 1951 unter Treuhandschaft gestellt worden 
war, blieben die Inhaber der Firma E, T ^ H H ®  zumindest 
hinsichtlich aller ausserhalb der Sowjetzone belegenen 
Vermögenswerte allein verfügungsberechtigt- Die Einsetzung 
eines Treuhänders hatte zwar tatsächlich die Wirkung, dass 
die Inhaber der Firma E. T g B H B ®  die Gesellschaft in 
der Sowjetzone nicht mehr vertreten konnten. Die Treuhand- 
schaft beschränkte sich aber auf das dort belegene Ver­
mögen. Ebensowenig wie eine Enteignung konnte die Ent­
ziehung der Vertretungsbefugnis Wirkungen ausserhalb der 
Sowjetzone erzeugen (BGHZ 17, 209 /£l2 f?). Soweit die 
deutschen und ausländischen Warenzeichen und -die inter­
national registrierten Marken noch nicht auf Grund der 
Verträge vom 23«. März und 15-' April 1948 auf die Klägerin 
übergegangen waren, konnte dies auf Grund einer neuen Ver­
fügung der Firma E. Ü ® | | ® ,  M ü ® ® ®  geschehen. Auch 
konnte diese Firma der Klägerin das Recht erteilen, die 
Warenzeichen im vorliegenden Rechtsstreit im eigenen Na­
men geltend zu machen. Dementsprechend hat die Klägerin

fcw».
r
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zur Begründung ihrer SachbefUgnis hilfsweise geltend ge­
macht, sie habe dadurch, dass die Firma in

als bisherige Inhaberin der Warenzeichen nach 
ihrer Verdrängung aus der Sowjet zone von der Fortführung 
eines eigenen Betriebes Abstand genommen und die Weiter- 
.führung des Geschäfts allein der Klägerin überlassen ha­
be, jetzt jedenfalls die Warenzeichen wirksam erworben.
Im Schriftsatz vom 5* Dezember 1952 hat die Klägerin so­
gar ausdrücklich die Überreichung einer Klageermächti­
gungserklärung der Frau Maria DoVHHHP*als der Inha­
berin der Firma E. T f l B B P ?  MüBHP»* angeboten. Mag 
sich dieser Vortrag auch nur auf das ih Ceylon eingetra­
gene Zeichen " F B H I H P 1 bezogen haben, so ist dem gesam­
ten Vorbringen der Klägerin doch die Behauptung zu ent­
nehmen, dass die Firma E- T B H H B ?  M ü B B B ?  nit der 
Durchführung der vorliegenden Klage einverstanden sei a 
Hierfür spricht auch die Aussage der Frau D o B H H ^ *
Die Klägerin hat den Inhalt dieser Aussage zum Gegen­
stand' ihres Vortrages gemachte Dementsprechend macht die 
Revision geltend, die Klägerin habe die vorliegende Kla­
ge auf Grund einer Absprache mit der Firma E 
MüBHfe? erhoben. Bei dieser Sachlage ist also zu prü­
fen, ob die auf Grund der Verträge vom 23« März und 15. 
April 1948 erklärte Abtretung der Warenzeichen, sofern 
sie aus irgendwelchen Gründen nicht sofort wirksam gewor­
den war, nachträglich von der Firma E. T B B H B ,  MüflBfc» 
bestätigt oder genehmigt worden ist oder ob eine wirksame 
Klageermächtigung vorliegt.

Das Berufungsgericht hat dahingestellt gelassen? ob 
die von ihm angenommene ursprüngliche Unwirksamkeit der 
Warenzeichenübertragung durch diese spätere Entwicklung 
behoben worden sei, und ausgeführt, “jedenfalls lasse
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sich nicht feststellen, dass der Klägerin die Aktivlegi- 
timation fehle”, Damit hat das Berufungsgericht für seine 
weitere Prüfung die Aktivlegitimation der Klägerin unter­
stellt. Da das Berufungsgericht die Klage aus anderen 
Gründen für abweisungsreif hielt, hat es voh seiner Auf­
fassung aus keinen zwingenden Anlass gesehen, die Sachbe- 
fugnis der Klägerin nachzuprüfen. Eine solche Nachprüfung 
wird aber erforderlich werden, soweit die Klagansprüche die - 
Mitgliedsstaaten des Madrider Abkommens und Ceylon betref­
fen. Pur diese Gebiete kann nämlich die Klagabweisung mit 
den vom Berufungsgericht dargelegten Gründen nicht für ge­
rechtfertigt erachtet werden, wie im einzelnen auszuführen 
sein wird (unten Ziff IV).

3. Die Beklagten haben gegenüber den Verträgen vom 
23. März und 15. April 1948 noch geltend gemacht, dass sie 
wegen Verstosses gegen gesetzliche Bestimmungen, die in 
der Sowjetzone über die Veräusserung von Vermögenswerten 
erlassen seien, nichtig seien. Zu diesem Einwand hat das 
Landgericht ausgeführt, nach den Regeln des internationa­
len und entsprechend des interzonalen Privatrechts könne 
§ 134 BGB auf Verbote, die auf fiskalischen Erwägungen be­
ruhten, nicht angewendet werden*

Auf die wirtschaftspolitischen Bestimmungen der sow­
jetisch besetzten Zone, die nach Ansicht der Beklagten 
den gesamten Verträgen entgegengestanden haben sollen, 
braucht nicht näher eingegangen zu werden. Selbst wenn we­
gen wirtschaftspolitischer Verfügungsbeschränkungen die 
Wirksamkeit der genannten Übertragungs^vertrage in Zweifel 
zu ziehen wäre, könnte hierdurch das alleinige Verfügungs­
recht der Inhaber der Firma E. nachdem sie die
Sowjet zone verlassen und den Sitz der Firma nach

.r*
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verlegt hatten, nicht mehr beeinträchtigt gewesen sein.
Wie bereits ausgeführt, können derartige Verfügungsbe- 
schränkungen ebensowenig wie Enteignungsgesetze Wirksam­
keit über das Gebiet der Sowjetzone hinaus äussern. Selbst 
wenn die Firma E. PoflBfe inzwischen enteig­
net worden wäre, wären die Inhaber dieser Pirma weiter­
hin alleinverfügungsberechtigte Eigentümer aller ausser­
halb der Sowjetzone belegenen Vermögenswerte geblieben. 
Hierzu gehören die deutschen, in der Bundesrepublik auf­
recht erhaltenen Warenzeichen, die international registrier­
ten Marken und die ausländischen Warenzeichen der Firma 
E, Bas gilt auch dann, wenn noch keine Ent­
eignung durchgeführt, sondern - wie im vorliegenden Fall - 
zunächst eine Treuhandschaft eingerichtet worden ist 
Wie die Rechtslage hinsichtlich der Warenzeichen für das 
Gebiet der Sowjetzone zu beurteilen wäre, braucht im 
vorliegenden Rechtsstreit nach den gestellten Anträgen 
nicht geprüft zu werden.

III. Da das Urteil des Landgerichts nur von den Be­
klagten mit der Berufung angefochten worden ist, sind 
Gegenstand des vorliegenden Rechtsstreits die Klaganträ­
ge nur noch insoweit, als das Landgericht ihnen unter 
Ziff I ( Unterlassung und Beseitigung) und III (’Ver­
öffentlichung) des Urteilstenors stattgegeben hat.

1 * Der Unterlassungsausspruch richtet sich gegen 
die wVerwendung” (im Klagantrag heisst es gleichbedeu­
tend tfBenutzung”) der Worte und ,rT 4 H Ü I ^ B ff
im geschäftlichen Verkehr, insbesondere zur Kennzeichnung 
der von der Beklagten zu 1) hergestellten und von der 
•Beklagten zu 2) vertriebenen Waren, des Wortes 
auch als Bestandteil eines Firmennamens, und zwar inner-
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halb der Bundesrepublik, in den Ländern der Mitglieds­
staaten des Madrider Markenabkommens sowie des Wortes 

in Ceylon,

Die Klägerin hat ihren Unterlassungsanspruch,' soweit 
er das Gebiet der Bundesrepublik betrifft, auf Warenzei­
chenverletzung (§ 24 WZG) und weiter auf § 1 UnlWG und 
§§ 823, 826 BGB gestützt, "Benutzung” oder "Verwendung" 
der streitigen Warenzeichen im geschäftlichen Verkehr 
ist hier als der umfassende Begriff für Versehen, Peil­
halten und Inverkehrbringen der Waren mit den geschütz­
ten Warenzeichen anzusehen.

Die Klägerin hat nicht behauptet, die Beklagten hät­
ten im Gebiet der Bundesrepublik Waren mit den geschütz­
ten Warenzeichen "versehen". Unstreitig wird die Ware 
durch die Beklagte zu 1) in dem Betrieb in PoflH^ mit 
den genannten Warenzeichen versehen. Danach scheidet das 
"Versehen" als Verletzungstatbestand für den auf das Ge­
biet der Bundesrepublik beschränkten Klagantrag aus. Wäre 
allerdings die Ware innerhalb der Bundesrepublik mit den 
Warenzeichen versehen worden, so wäre ein Verletzungs­
tatbestand auch dann gegeben, wenn die Ware nicht für 
den inländischen Verbraucher- und Handelsverkehr, son­
dern nur für den Export ins Ausland bestimmt gewesen 
wäre (RGZ 110, 176).

Die Klägerin hat auch nicht behauptet, die Beklag­
ten hätten jemals Waren mit den Bezeichnungen " F f l H V  
und innerhalb der Bundesrepublik zum Verkauf
angeboten oder sonstwie "feilgehalten". Nach dem Sach- 
vortrag der Parteien sind die Beklagten mit der Klägerin 
innerhalb der Bundesrepublik in keiner Weise in Wettbe-
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werb getreten. Pagegen haben die Beklagten zugegeben; 
die Warenzeichen im Handel innerhalb der Sowjetzone und 
im Exporthandel zu verwenden.

Streit besteht zwischen den Parteien demgemäss nur 
darüber, ob die Beklagten Waren mit den Zeichen "P< 
und " T B H H V  im Gebiet der Bundesrepublik "in Veikehr 
gesetzt" haben und ob gegebenenfalls insoweit eine Wie­
derholungsgefahr gegeben ist.

2c Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts ha­
ben Erzeugnisse, die von der Beklagten zu 1) in PoBHft 
hergestellt und dort mit den Bezeichnungen " T B H H V  
und " P B B H V  versehen worden sind, bisher nur einmal 
das Gebiet der Bundesrepublik bei der Durchfuhr - im 
"Transitverkehr" - berührt. Es handelt sich dabei um die 
Versendung von 2500 kg PBHHM'Hustensirup an das Ham­
burger Speditionsunternehmen Richard zum Zweck der
Weiterversendung nach Ceylon, Das Berufungsgericht nimmt 
zwar an, dass weitere derartige Handlungen zu erwarten 
seien, verneint aber eine die Unterlassungsklage recht­
fertigende Beeinträchtigungsgefahr mit der Begründung, 
dass durch einen solchen reinen Transitverkehr die Ware 
im Gebiet der Bundesrepublik nicht im Sinne des § 24 WZG 
"in Verkehr gebracht" werde ("Inverkehrbringen" ist gleich­
bedeutend mit "Inverkehrsetzen" im Sinne des § 15 Abs 1 
WZG). Der Senat schliesst sich dieser der herrschenden 
Meinung entsprechenden Auffassung des Berufungsgerichts 
an.

a) Wie das Reichsgeriöht in der Entscheidung vom.
2« Dezember 1899 (RGZ 45, 149) ausgeführt hat, bringt 
ein Händler (Selbstkäufe.r oder Einkaufskommissionär),



der Waren zum Zweck des Experts importiert, die Waren 
im Inland in den Verkehr, da er "nicht als blosser Spe­
diteur" des Auftraggebers oder Fabrikanten, sondern als 
Einkäufer und Importeur tätig wird. Dementsprechend hat 
das Reichsgericht auch in der Entscheidung vom 3. April 
1884 (EGSt 10, 349 /350/5J7) ein Peilhalten und Inver- 
kehrbringen im Inland angenommen, wenn eine im Ausland 
hergestellte, nur im Inland geschützte Ware ins Ausland 
verkauft und versandt wird. Das gilt auch dann, wenn 
die auf diese Weise von einem Inländer im Ausland gekauf­
te und weiter ins Ausland verkaufte Ware lediglich im 
Freihafen auf Lager genommen wird (Urteil vom 25. Okto- . 
ber 1890, RGSt 21, 206 /?07/)• Von einem Inverkehrbrin­
gen im Inland kann jedoch dann nicht gesprochen werden, 
wenn die im Ausland hergestellte und auch für das Ausland 
bestimmte Ware lediglich über inländisches Gebiet beför­
dert wird.

In der Entscheidung vom 17. November 1915 (BlfPMZ 
1915, 230 Nr 197) hat das Reichsgericht ein Inverkehr­
bringen im Inland zwar auch darin gesehen, dass Ware, 
die nach einem nur im Inland geschützten Verfahren in 
der Schweiz hergestellt war, von dort an einen Spedi­
teur in einer deutschen Grenzstation gesandt wurde, 
der dann auftragsgemäss die Weiterbeförderung nach Russ­
land besorgte und zu diesem Zweck einen neuen Fracht­
vertrag abschloss. Das Reichsgericht (4. Strafsenat) 
hat das entscheidende Merkmal für das Inverkehrbringen 
im Inland anscheinend nur darin gesehen, dass der Spe­
diteur nach § 435 HGB die Auslieferung habe fordern 
können und dass er damit die Verfügungsgewalt über die 
Ware erlangt habe. Aus dieser Entscheidung dürfte aber 
immerhin zu folgern sein, dass der 4. Strafsenat des
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Reichsgerichts ein Inverkehrbringen im Inland verneint 
hätte, wenn die Ware als reines Transitgut auf durchge­
hendem Prachtbrief weiter ins Ausland befördert worden 
wäre (Pietzcker PatG § 4 Anm 3).

Soweit .das Reichsgericht mit dieser Entscheidung auch 
bei der blossen Durchfuhr ein Inverkehrbringen im Inland 
angenommen hat, ist die Rechtslehre mit Recht dieser Auf­
fassung entgegengetreten (Pietzcker aaO Anm 4, 22 B a,E.,
§ 6 Anm 2?| Bindenmaier. PatG 4. Aufl § 6 Anm 57; Busse 
PatG 2, Aufl § 6 Anm 2, 1, c S 160; Reimer PatG § 6 Anm 83;' 
Tetzner PatG § 6 Anm 12 Pussnote 57? Klauer-MÖhring, PatG 
2 Aufl § 6 Anm 15 S 185 f? Isay PatG 6„ Aufl § 4 Anm 39 
S 241)o Die Begründung der Verfügungsgewalt eines Spedi­
teurs oder Frachtführers stellt für sich allein - auch 
unter Berücksichtigung der Entstehung eines gesetzlichen 
Pfandrechts - noch kein patentverletzendes Inverkehr­
bringen dar* Anders liegt es nur dann, wenn die für das 
Ausland bestimmte Ware im Inland Gegenstand eines Umsatz­
oder Veräusserungsgeschäfts geworden ist.

b) Dementsprechend ist auch auf dem Gebiet des Waren­
zeichenrechts eine blosse Durchfuhr (reiner Transitver­
kehr) nicht als ein Inverkehrbringen im Inland anzusehen. 
und zwar auch dann nicht, wenn die im Ausland mit dem 
Seichen versehene Ware nach Deutschland gelangt ist und 
von hier auf Grund eines neuen Beforderungsvertrages 
wieder ins Ausland geht (Reimer. 7/ettbewerbs- und Waren­
zeichenrecht 3. Aufl Kap 27 Anm 16 S 306; Baumbach-Kefer­
me hl aaO, WZG § 15 Anm 34 S 890; a.A, Hagens WZG § 12 
Anm 7; vgl Seligsohn, Warenzeichenrecht 3. Aufl WZG § 12 
Anm 9)«- Soweit im reinen Durchfuhrverkehr eine "Zwischen- 
behandlung" oder t,Umbehandlung,t im Inland stattfindet; 
liegt hierin ebenfalls noch kein Inverkehrbringen im Sinne
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des § 24 WZG. Die Tätigkeit des Spediteurs oder Fracht­
führers ist als solche auch nicht allgemein geeignet, 
bei der blossen Durchfuhr die Gefahr einer Irreführung 
des inländischen Verkehrs über die Herkunft der Ware zu 
begründen» Das gilt auch für den vorliegenden Fall, wie 
das Berufungsgericht zutreffend ausgeführt hat, Werden 
nämlich Waren in den Freihafen gebracht, aus dem sie nur 
dann in den inländischen Warenverkehr gelangen können, 
wenn eine Einfuhrgenehmigung vorliegt und wenn sonstige 
Voraussetzungen erfüllt sind, so kann der blosse Abschluss 
eines Übersee-Frachtvertrages durch einen Spediteur noch 
nicht als ein Inverkehrbringen im Inlande angesehen wer­
den» Hieran kann auch die Entstehung eines Spediteur­
oder Frachtführerpfandrechts nichts ändern. Die durchaus 
regelwidrige Möglichkeit, dass auf Grund der Ausübung 
dieses Pfandrechts oder auf sonstige Weise die Ware un­
zulässigerweise dem Inlandverkehr durch ein Veräusserungs- 
geschäft zugeführt werden könnte, rechtfertigt nach Sinn 
und Zweck des § 24 WZG noch nicht die Annahme, dass der­
jenige, der sich als Auftraggeber eines inländischen Spe­
diteurs oder Frachtführers bedient, um den Transitverkehr 
durch das Gebiet der Bundesrepublik durchzuführen, und 
der als allein materiell Verfügungsberechtigter nicht 
die Absicht hat, die Ware innerhalb dieses Gebietes zum 
Gegenstand eines Veräusserungsgeschäftes zu machen, be­
reits dadurch eine Warenzeichenverletzung begeht, dass 
er die Ware durch dieses Gebiet befördern lässt» Wie das 
Berufungsgericht hierzu in dem Urteil vom 9=- Februar 1955 
in der Sache T f l H U f e  ./. Iflfe (Bandgericht Hamburg 27 0 
179/52 - Oberlandesgericht Hamburg 5 *U 14/54 - I ZR 56/55) 
zutreffend ausgeführt hat,, wird eine Ware nicht bereits 
dann im Inland "in Verkehr gesetzt" (§ 15 WZG), wenn sie 
in irgend einer Form im Inland befördert wird. Das Wort 
"Verkehr" sei, so führt das Berufungsgericht aus, hier



nicht beförderungstechnisch aufzufassen. Seine Bedeutung 
müsse auf den Handelsverkehr beschränkt werden, der wa- 
renzeiohenrechtlich erheblich sein könne. Durch einen 
reinen Transitverkehr mit Bahn, Kraftwagen oder Schiff 
durch das Inland, bei dem im Inland Frachtführer oder 
Spediteure, ohne irgendwelche Handelsgeschäfte über 
die Ware als solche abzuschliessen, nur beförderungstech­
nisch bei Ausführung eines Durchlauf-Frachtvertrages oder 
auch durch irgendwelche Hilfsgeschäfte zu dem Zweck mit- 
wirkten, dass die Ware das Inland auf dem Wege ins Aus­
land wieder verlasse, würden die Hechte des inländischen 
Warenzeicheninhabers nicht gefährdet, ganz besonders dann 
nicht, wenn' die Ware unter Zollverschluss befördert wer­
de, wodurch sichergestellt sei, dass sie nicht von ihrem 
vorgeschriebenen Wege vom Ausland ins Ausland abweiche 
An dieser Beurteilung ändere sich auch nichts dadurch, 
dass Frachtführer oder Spediteur bei einem eindeutigen 
Transitgeschäft im Inland irgendwelche Hilfsgeschäfte 
abschlössen, um den vorgesehenen Transit planmässig durch- 
suführen, Um ein solches Hilfsgescnäft handele es sich, 
wenn der Freihafen-Spediteur - im vorliegenden Fall die 
Firma Richard - für die Verladung der aus der Sowjet­
sone kommenden Ware auf das nächste zum Belieferungsland' 
abgehende 3chiff sorge. „

c) Den Schutzrechtinhabern ist im Rahmen der gelten-' 
den Gesetze ein möglichst umfassender Schutz zu gewähren 
Hm eine Gefährdung der Schutzrechtinhaber nach Möglichkeit 
von vornherein auszuschliessen, ist z.B. dem Patentinhaber 
allein schon die gewerbsmässige Herstellung des Gegenstan­
des der Erfindung (§§ 6 Satz 1, 47 Abs 1 PatG) und dem 
Warenzeicheninhaber schon das blosse Versehen der Ware 
mit dem geschützten Warenzeichen Vorbehalten (§§ 15 Abs 1



24 Abs 1 WZG) o Demgegenüber kann sich niemand damit ent­
schuldigen, dass er die an sich unzulässigerweise nach 
dem Gegenstand der geschützten Erfindung im Inland her- 
gestellten Erzeugnisse oder die. an sich unzulässigerwei­
se im Inland mit den geschützten Warenzeichen versehene 
Ware nicht im Inland in Verkehr setzen, sondern nur in 
solche Länder exportieren wolle, in denen keine Schutz­
rechte bestehen (vgl RGZ 110, 176). Sofern die genannten
Verletzungstatbestände des gewerbsmässigen Herstellens

♦

bezw. des Versehens der Ware mit den geschützten Waren­
zeichen nicht erfüllt sind, werden die berechtigten In­
teressen der Schutzrechtsinhaber in ausreichendem Masse 
gewahrt, wenn Importgeschäfte, die ausschliesslich zu 
Zwecken des Exports abgeschlossen werden, als Inverkehr­
bringen im Inland angesehen werden, obwohl auch in die­
sen Fällen von einer "Durchfuhr* im weiteren Sinne ge­
sprochen werden kann. Es handelt sich hierbei aber um 
einen "Handelsverkehr", der Umsatz- und Verausserungs- 
geschäfte zum Gegenstand hat. Dementsprechend hat das 
Reichsgericht in den bereits erwähnten Entscheidungen 
RGZ 45s 149; HUSt 10, 349* 21, 206 mit Recht ein Inver­
kehrbringen im Inland angenommen. Anders liegt es dage­
gen beim Speditions- und Frachtverkehr, der dem reinen 
(Transit ("Durchfuhr ±m engeren Sinn") dient. Jedes Land 
hat ein starkes Interesse, möglichst grossen Transit­
verkehr an sich zu ziehen. Demgegenüber kann ein berech­
tigtes Interesse inländischer Schutzrechtinhaber, eine 
derartige Durchfuhr allein auf Grund ihrer deutschen 
Schutzrechte zu verbieten, nicht anerkannt werden. Da­
her kann auch der bereits erwähnten Entscheidung des 
Reichsgerichts vom 17. November 1915 (BlfPMZ 1915? 230 
Nr 197) nicht gefolgt werden, die darauf hinausläuft, 
dass es von Zufälligkeiten formaler Natur, z.B. vom Vor-
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liegen eines ”durchgehenden Frachtbriefs”, abhängt, ob 
der ausschliesslich der Durchfuhr dienende reine Spedi- 
tions- und Frachtverkehr noch als Inverkehrbringen im 
Inland anzusehen ist oder nicht (Pietzcker aaO § 4 Anm 
3 und 4)o

3« Die Ke vision meint, das Berufungsgericht sei in­
sofern von einer unrichtigen Fragestellung ausgegangen, 
als es den Transitverkehr nur abstrakt betrachtet und 
nach den Gesichtspunkten beurteilt habe, die im Verhält­
nis Inland-Ausland Geltung hätten. Die Sowjetzone sei 
nicht Ausland, sondern weiterhin staatsrechtlich als 
Inland anzusehen. Trotz aller Verschiedenheiten der 
Eechtsentwicklung gebe es in der Bundesrepublik wie in 
der Sowjetzone deutsche Rechtsnormen, die auf Handlungen 
von deutschen Staatsangehörigen in Deutschland Anwendung 
fänden. Die Ware sei im Inland (Po^|^) mit den bean­
standeten Zeichen versehen und mit ihnen im Inland in Ver­
kehr gesetzt worden. Dass auf einen Teil dieses Vorgangs 
nicht das deutsche Hecht der Bundesrepublik, sondern das 
deutsche Recht der Sowjetzone Anwendung finde, ändere 
nichts daran, dass der Tatbestand der §§ 15 Abs 1, 24 
Abs 1 WSG (versehen mit einem verletzenden Zeichen und 
Inverkehrbringen im Inland) erfüllt sei. Es komÄe dann 
nur darauf an, ob die Handlung dieser oder jener Rechts­
ordnung unterliegt. Die Benutzung des Zeichens durch 
die Beklagten sei nach dem Recht der Bundesrepublik 
rechtswidrig. Die Rechtsordnung der Sowjetzone dagegen 
halte nach ihrer Gestaltung und ihren Auswirkungen das 
Versehen der Ware mit cTen Zeichen für zulässig. Da ein 
Teil dieser nach dem Recht der Bundesrepublik unzuläs­
sigen Handlung'dadurch in der Bundesrepublik verwirklicht 
worden sei, dass die Ware zur Durchfuhr das Gebiet der
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Bundesrepublik berührt habe und dass hier rechtsgescbäffc- 
liche Handlungen zum Zwecke der Weiterbeförderung vorge­
nommen worden seien, müssten die Rechtsnormen der Bundes­
republik Anwendung finden.

Diese von der Revision geltend gemachten Bedenken 
sind nicht entscheidungserhebliche Die frage, ob der rei­
ne Transitverkehr - aus dem Ausland durch das Inland in 
das Ausland - ein Inverkehrbringen darstellt, kann immer 
nur im Hinblick auf dasjenige Gebiet, wo Schutzrechte be­
stehen, nämlich das ”Inland” entschieden werden, Hach 
dem Inhalt des mit der Klage geltend gemachten Unterlas­
sungsanspruchs ist nur die Frage zu entscheiden, ob die 
“reine Durchfuhr” durch ein bestimmtes Gebiet, das Ge­
biet der Bundesrepublik, als ein Inverkehrbringen in 
diesem Gebiet anzusehen ist. Das hat nichts mit der Fra­
ge zu tun, ob und unter welchen Voraussetzungen das Ge­
biet der Sowjetzone gegenüber dem Gebiet der Bundesre­
publik als ”Ausland” zu behandeln ist. Der Unterlassungs­
anspruch richtet sich nicht gegen die in der Sowjetzone 
vor genommenen Handlungen als solche, also nicht dagegen, 
dass die Beklagte zu 1) die Ware in F o B H P  mit den Zei­
chen " P B B H H P "  und "TflBBIBt ” versieht, dass sie dort 
das Wort ”T B B H H P ' r als Firmenbestandteil weiterführt 
und dass die Beklagte zu 2) die mit den Bezeichnungen

und " T f l B I W  versehene Ware in der Sowjet­
zone kauft, verkauft und befördern lässt. Die Klägerin 
wendet sich mit der Klage auch nicht gegen ein Inver­
kehrbringen in der Sowjetzone, sondern ausdrücklich nur 
im Gebiet der Bundesrepublik, Danach war im vorliegenden 
Fall nur die Frage zu prüfen, oh der Transitverkehr - 
durch das Gebiet der Bundesrepublik - als ein Inverkehr­
bringen - im Gebiet der Bundesrepublik - anzusehen ist.



Es geht also entscheidend nur um die Auslegung des Be­
griffs des "Inverkehrbringens", nicht aber um die Präge, 
ob und unter welchen Voraussetzungen bei Schutzrechts­
verletzungen die Sowjetzone im Verhältnis zum Gebiet der 
Bundesrepublik als "Ausland" zu behandeln ist*,

4. Pur die Auffassung der Revision zu der Präge; ob 
die reine Durchfuhr einer Ware durch das Gebiet der Bun­
desrepublik zu einer Verletzung des deutschen Schutzrech­
tes fuhren kann, lässt sich auch nichts aus § 28 WZG 
herleiten. Die Revision meint, das Berufungsgericht habe 
das entscheidende Moment für das Vorliegen einer Warenzei­
chenverletzung in der Gefahr einer Irreführung des Ver­
kehrs gesehen, und wendet sich hiergegen mit dem Hinweis 
auf die Vorschrift des § 28 WZG, die ein objektives Be­
schlagnahmeverfahren kenne und dem Warenzeicheninhaber 
ganz allgemein Schutz gewähre, wenn ausländische Waren, 
die widerrechtlich mit einer geschützten Warenbezeichnung 
versehen worden seien, durch das Gebiet der Bundesrepublik 
durchgeführt würden, gleichviel, ob die Gefahr einer Irre­
führung des inländischen Verkehrs heraufbeschworen werde 
oder nicht.

Der Revision ist zuzustimmen, soweit sie darauf hin-> 
weist, dass der Warenzeichenschutz des eingetragenen Waren­
zeicheninhabers seiner Schlagkraft beraubt werden würde, 
wenn in jedem Einzelfall die Präge der Täuschung des in­
ländischen Verkehrs untersucht verden müsste. Dem wider­
spricht aber auch die Auffassung des Berufungsgerichts 
nicht. Ob eine Warenzeichenverletzung vorliegt, ist al­
lein nach den §§15 Abs 1, 24 Abs 1 WZG zu beurteilen.
Es kommt also, wie bereits dargelegt, im vorliegenden 
Pall nur darauf an, ob die reine Durchfuhr der mit den 
geschützten Warenzeichen versehenen Ware durch das Ge-



- 28

biet der Bundesrepublik eine "Verwendung** im Sinne eines 
"Inverkehrbringens" im Gebiet der Bundesrepublik darstellt. 
Aus•§ 28 WZG kann nicht der Schluss gezogen werden, dass 
schlechthin jede "Durchfuhr" einer ausländischen Ware als 
ein Inverkehrbringen im Sinne der §§ 15 -Abs 1. 24 Abs 1 
WZG zu werten sei. Die Vorschrift des § 28 WZG geht auf 
einen Beschluss der Reichstagskommission zurück (Bericht 
der Z U • Kommission des Reichstags vom 11, April 1894?
Nr, 298 der Reichstagsdrucksachen, eingefügt als § 15 a 
des Entwurfs, § 17 des Warenzeichengesetzes vom 12, Mai 
1894). Diese Vorschrift ist zu einer Zeit, als das Ter­
ritorialität sprinzip im Warenzeichenrecht noch nicht an­
erkannt war, geschaffen worden, um einer missbräuchlichen 
Benutzung deutscher Warenbezeichnungen für ausländische 
Waren wirksam begegnen zu können. Wird eine Ware im Aus­
land mit einem Warenzeichen versehen, das zwar in Deutsch­
land, nicht aber im Ausland geschützt ist, und soll die­
se Ware wiederum im Ausland ohne Schutzrechtsverletzung 
in den Verkehr gebracht werden, so liegt noch keine Ver­
letzung des deutschen Warenzeichens vor, wenn die Ware 
im reinen Transitverkehr durch Deutschland befördert 
wird- Trotzdem kann ein solches Verhalten unter besonde­
ren Umständen nach deutschem und auch nach ausländischem 
Recht wettbewerbswidrig sein und zugleich eine unerlaub­
te Handlung darstellen, so dass mit der Durchfuhr durch 
Deutschland die unerlaubte Handlung teilweise auch in 
Deutschland begangen wird. Die Beschlagnahme und Ein­
ziehung der Ware nach § 28 WZG setzt aber in jedem Fal­
le voraus^ dass die Ware widerrechtlich mit einer für 
einen Inländer geschützten Warenbezeichnung versehen ist,
§ 28 erweitert nicht etwa die materiellrechtlichen Ver­
letzungstatbestände, sondern stellt lediglich ein beson­
deres Verfahren zur Verfügung. Es kann also aus dieser 
blossen Beschlagnahmevorschrift; die ein vorläufiges
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Festhalten der Ware bedeutet, kein Rückschluss dahin ge­
zogen werden, dass jede Durchfuhr ausländischer Y/aren 
durch deutsches Gebiet eine Verletzung des inländischen 
Zeichenrechts darstellt.

5. Die Klägerin wendet sich mit dem Unterlassungs- 
anspruch auch nicht schlechthin gegen die Führung des 
Namens in dsr Firma der Beklagten zu 1), son­
dern nur, soweit es sich um die Benutzung dieses Firrnen- 
bestandteils im Gebiet der Bundesrepublik sowie in den 
Ländern des Madrider Markenabkommens handelt• Der Antrag 
wird nur auf das im Gebiet der Bundesrepublik aufrecht­
erhaltene Altwarenzeichen gestützt* Weil in
Ceylon kein Warenzeichensohutz für dieses Wort besteht, 
verlangt die Klägerin für Ceylon deshalb auch nur ein 
Verwendungsverbot hinsichtlich des Wortes 
Da die Klägerin nicht behaupten kann, dass die Beklagten 
im Gebiet der Bundesrepublik irgendwie mit der Klägerin 
in Wettbewerb treten wollen, kann der Unterlassungsan­
spruch hinsichtlich der Führung des Wortes 
als Firmenbestandteil nicht anders beurteilt werden als 
die Verwendung dieses Y/ortes zur Kennzeichnung von Waren.

Das Berufungsgericht hat danach die Klage, soweit 
der Unterlassungsanspruch das Gebiet der Bundesrepublik 
betrifft, mit Recht wegen fehlenden Rechtsschutzinteres­
ses abgewiesenc

Das gleiche gilt für den Anspruch auf Veröffentli­
chung (Ziff III des Tenors des landgerichtlichen Urteils), 
soweit er sich auf das Gebiet der Bundesrepublik bezieht. 
Da für dieses Gebiet hinsichtlich der Warenzeichen der 
Klägerin keine Beeinträchtigungsgefahr festgestellt wer-
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den kann und der Unterlassungsansprueh deshalb insoweit 
abzuweisen war, kann auch keine Ermächtigung zu einer 
Veröffentlichung in Betracht kommen.

Mithin war die Revision zurückzuweisen, soweit das 
Berufungsgericht die auf Unterlassung und Veröffentli­
chung gerichteten Klagansprüche für das Gebiet der Bun­
desrepublik abgewiesen hat,

IV, Söll die Ware mit der Durchfuhr durch das Ge­
biet der Bundesrepublik in Länder befördert werden, in 
denen die Klägerin Schutzrechte für sich in Anspruch 
nimmt (Mitgliedsstaaten des Madrider Markenabkommens und 
Ceylon), so stellt die Durchfuhr einen in der Bundesre­
publik begangenen Teil einer unerlaubten Handlung dar, 
Warenzeichenverletzungen sind ebenso wie unlautere Wett­
bewerbshandlungen unerlaubte Handlungen im Sinne des 
§ 823 Abs 2 BaB (vgl BG-HZ 15» 338 /355 tj) • Soweit die 
Potsdamer Erzeugnisse der Beklagten zu 1) mit den Be- 
Zeichnungen und in Länder expor­
tiert werden, in denen die Klägerin Zeichenschutz be­
sitzt, beginnt die Verletzungshandlung als solche be­
reits in PoflHP; sie endet in dem betreffenden.auslän­
dischen Staat, in welchem der Klägerin Warenzeichen­
oder Wettbewerbsschutz gewährt wird. In diesen Bällen 
kann sich die Klägerin bereits gegen die Durchfuhr durch 
das Gebiet der Bundesrepublik wenden. Ein solcher Unter­
lassungsanspruch richtet sich aber nicht gegen eine im 
geschäftlichen Verkehr innerhalb der Bundesrepublik be­
gangene Verletzung des deutschen Warenzeichenrechts, son­
dern gegen eine - teilweise im Inland begangene - Be­
einträchtigung von Schutzrechten im Ausland, die zugleich 
einen unlauteren Wettbewerb und eine unerlaubte Handlung 
darstellt. Auch in solchen Fällen steht grundsätzlich



für Ansprüche auf Unterlassung der Verletzung der im 
Ausland bestehenden Zeichenrechte, begangen im Ausland, 
die Verfolgung im Inland offen (BGHZ 22, 1 /Tj>J): sofern 
hier ein Gerichtsstand gegeben ist (s, oben unter I; vgl 
auch BGHZ 2' , 266 - Uhrenrohwerke -j 14, 286 /289 ff
- Parina/Belgien -).

1. Das Berufungsgericht hat hinsichtlich der Mitglieds­
staaten des Madrider Markenabkommens das Rechtsschutzin- 
teresse für einen Unterlassungsanspruch mit der Begründung 
verneint, der Vortrag der Klägerin, dass Verletzungen droh­
ten, sei nicht schlüssig, da die Klägerin sich lediglich 
auf Vermutungen stütze. Eine Gefährdung in sämtlichen Mit­
gliedsstaaten des Madrider Markenabkommens sei keineswegs 
anzunehmen. Der auf ein Unterlassen in sämtlichen Ländern 
des Abkommens gerichtete Antrag sei deshalb zu weit ge-' 
fasst. Die Tatsache, dass die Beklagten im vorliegenden 
Prozess keine Erklärung abgegeben hätten, in Zukunft keine 
Exporte nach den Mitgliedsstaaten des Abkommens durchzu­
führen, könne ihnen nicht zum Nachteil gereichen, da die 
Klägerin bisher noch nicht einmal das drohende Bevorste­
hen derartiger Exporte habe dartun können.

Es ist an sich4* richtig, dass die Klägerin Handlungen, 
die gegen die Rechtsordnung einzelner Mitgliedsstaaten 
des Madrider Markenabkommens verstosaen hatten, im vorlie­
genden Rechtsstreit nicht vorgetragen hat»- . Die Klägerin 
hat zwar in der Sache 27 Q 40/52,' die den Gerichtsakten 
als Beiakte- beigefügt war, als Anlage e V 2 (Bl 7 dieser 
Beiakten) einen Brief vom 1. Mai 1952 vorgelegt, aus dem 
sich ergibt, dass die Beklagten in der dem Madrider Mar­
kenabkommen angehörenden Türkei " P f l H M W  angeboten ha­
ben. Da diese Beiakte aber im Tatbestand des angefochtenen
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Urteils nicht erwähnt ist. kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass sie Gegenstand der mündlichen Verhandlung 
war. Sie muss deshalb im vorliegenden Revisionsrechtszug 
unberücksichtigt bleiben.

Die Präge, ob eine die Unterlassungsklage rechtfer­
tigende Beeinträchtigungsgefahr besteht, liegt zwar im 
wesentlichen auf tatsächlichem Gebiet und ist insoweit 
der Nachprüfung durch das Revisionsgericht entzogen. Das 
Berufungsgericht hat jedoch den Begriff der Beeinträch­
tigungsgefahr, zu eng gefasst, soweit es nur darauf ab­
stellt, dass Verletzungshandlungen in den Mitgliedsstaa­
ten des Madrider Markenabkommens nicht vorgetragen seien. 
Zur Feststellung einer Beeinträchtigungsgefahr kann es 
nicht entscheidend darauf ankommen, ob bereits Verletzungs­
handlungen vorgekommen sind. Auch aus anderen Tatsachen 
kann sich eine Beeinträchtigungsgefahr ergeben (BGHZ 2,
394 - Ardia/Widia -). Die Revision rügt mit Recht, dass 
das Berufungsgericht nicht alle hierbei nach der Lebens­
erfahrung in Betracht kommenden Umstände berücksichtigt 
hat. Insbesondere ist auch das Verhalten der Beklagten 
im Rechtsstreit in Betracht zu ziehen. Die Beklagten ha­
ben der Klägerin bereits in der Klagbeantwortung das Recht 
zur Benutzung der Warenzeichen " F f l H I a n d

ausdrücklich bestritten und das Recht zur Führung 
dieser Warenzeichen für sich in Anspruch genommen. Die 
Beklagte zu 1) behauptet, sie sei nach wie vor die echte 
und ursprüngliche Firma E. ihr ständen die
Warenzeichen zu Recht zu und sie mache von diesen ins­
besondere im- Exporthandel befugt Gebrauch. Sie hat die­
se Einlassung unverändert aufrecht erhalten» Auch wenn 
sie damit nicht die - positive - Erklärung abgegeben 
hat, nach Ländern des Madrider Markenabkommens Exporthan­
del zu betreiben, so hat sie damit auch nicht umgekehrt
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die - negative - Erklärung abgegeben? dies sei nicht ge­
schehen und werde auch in Zukunft nicht geschehen. Aus 
ihrem Verhalten im Rechtsstreit ergibt sich, dass sich 
die Beklagten nach wie vor des Rechts berühmen, die Be­
zeichnungen und " T f l H H ^ ”nicht nur in der
Sowjetzone? sondern auch schlechthin im Exporthandel 
- doh* ausserhalb des Gebietes der Bundesrepublik - be­
nutzen zu dUrfen« Die Beklagten haben sich deshalb auch 
geweigert, irgendwelche verbindlichen Erklärungen für 
eine Unterlassung derartiger Exportgeschäfte abzugeben.. 
Bei dieser Sachlage besteht nach der Lebenserfahrung 
zumindest eine Vermutung dafür, dass die Beklagten auch 
Exportgeschäfte nach Ländern des Madrider Markenabkom­
mens vornehmen werden« Demgegenüber könnte eine Beein­
trächtigungsgefahr nur dadurch ausgeräumt werden? dass 
konkrete besondere Umstände festgestellt werden, die ge­
gen die aus der Lebenserfahrung folgende Vermutung künf­
tiger Beeinträchtigungen sprechen würden (BGHZ i'4, 286 
£?90 ff - Earina/Belgien -), Danach ist es Sache der 
Beklagten, gegebenenfalls im einzelnen darzutun? wes­
halb sie etwa einzelne oder sämtliche Länder des Ma­
drider Markenabkommens nicht für den beabsichtigten 
Exporthandel ausnehmen wollen und weshalb sie den Ex­
porthandel in diese Länder für zulässig halten« Andern­
falls können sich die Beklagten nur durch eine gesicher­
te Verpflichtungserklärung vor einer Verurteilung zur 
Unterlassung schützen.

Da- das Berufungsgericht die Voraussetzungen der 
Beeinträchtigungsgefahr rechtsirrig beurteilt hat und 
es deshalb in dieser Hinsicht an der erforderlichen Auf­
klärung des Sachverhalts hat fehlen lassen? war das 
Urteil insoweit aufzuheben und die Sache zur erneuten 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht
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zurück zuve rwe i s en,

2o Während das Berufungsgericht hinsichtlich der 
Klaganträge, die das Gebiet der Bundesrepublik und der 
Bänder des Madrider Markenabkommens betreffen, wegen 
fehlenden Rechtsschutzinteresses zu einer Prozessabwei- 
sung gelangt ist, hat es den IJnterlas3ungsanspruch für 
Ceylon aus materiellrechtlichen Gründen abgewiesen und 
hierzu ausgeführt, die Klägerin habe nicht dargetan, 
dass ihr in Ceylon ein wirksames Warenzeichenrecht zu­
stehe. Die hiergegen gerichtete Verfahrensrüge der Re­
vision ist ebenfalls gerechtfertigt«

Hach dem Vertrag vom 15* April 1948 war u*a, das 
für Ceylon eingetragene Zeichenrecht auf
die Klägerin übertragen worden. Dieses Warenzeichenrecht 
'war in der dem Vertrag beigefügten Liste vermerkt. Die 
Klägerin hat ausserdem vorgetragen, dieses Warenzeichen 
sei auch bei der Registerbehörde in Ceylon auf die Klä­
gerin umgeschrieben worden. Sie hat sich hierfür auf 
eine in beglaubigter Fotokopie vorgelegte Bescheinigung 
der Registerbehörde in Colombo vom 21» Mai 1955 bezogen. 
Hach dem Inhalt dieser Bescheinigung lief die Schutzdau­
er des Warenzeichens in Ceylon bis zum 14. Juni 1954.

Das Berufungsgericht hat diese Potokopie aus rein 
formellen Gründen wegen des Vermerks ”not for use in 
legal proceedings” nicht für beweiskräftig gehalten, 
im übrigen aber auch auf Grund des Inhalts dieser Be­
scheinigung ein Fortbestehen des Schutzes über den 
14o Juni 1954 hinaus nicht als nachgewiesen angesehen.
Es hat in diesem Zusammenhang noch darauf hingewiesen, 
dass die Klägerin ursprünglich eine Schutzdauer bis

r



sum 30* September 1954 behauptet hatte»

Die Revision rügt Verletzung des § 139 ZPO * indem 
sie ausführt, bereits nach der Erfahrung des Lebens sei 
eine ordnungsmässige Verlängerung des Warenzeichens für 
Ceylon durch die Klägerin anzunehmen gewesen. Hätten 
aber in dieser Hinsicht irgendwelche Bedenken bestanden, 
so hätte das Gericht der Klägerin Gelegenheit- geben müs­
sen, den Nachweis für den Bestand und die Verlängerung 
des Warenzeichens' -in Ceylon zu erbringen,

In dem angefochtenen Urteil ist zwar nicht ausdrück­
lich erwähnt, dass die Präge der Verlängerung der Schutz­
dauer des Warenzeichens in Ceylon über den 14* Juni 1954 
hinaus in der mündlichen Verhandlung besonders erörtert 
worden ist« Pa es auf diese Präge für das Gericht nicht 
nur wegen des Unterlassungsanspruchs, sondern auch wegen 
des Beseitigungsanspruchs entscheidend ankam, muss an­
genommen werden, dass diese Präge gerade im Hinblick auf 
den Inhalt der von der Klägerin vorgelegten Bescheini­
gung Gegenstand der Erörterung gewesen ist» Das wird 
auch von der Klägerin im Revisionsrechtszug anerkannt«
Per Tatbestand des angefochtenen Urteils enthält jedoch, 
wie gesagt, nichts darüber, ob die Verlängerung^©^ 
Schutzdauer über den 14- Juni 1954 hinaus in dem Termin 
vom 15- Dezember 1954 erörtert worden ist» Weder aus 
dem Tatbestand noch aus den Entscheidungsgründen des 
angefochtenen Urteils ist zu ersehen, ob und in welcher 
Weise die Vertreter der Klägerin auf eine entsprechende 
Präge des Berufungsgerichts geantwortet haben-

Niach der insicht des Berufungsgerichts gibt die 
Bescheinigung der Registerbehörde in Colombo vom 21» Mai 
1955 "nur eine formelle Auskunft”, da sie nicht zur Vor-
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läge bei Gericht bestimmt sei. Soweit das Berufungsgericht 
aus diesem amtlichen Vermerk allein den Schluss zieht, 
dass die Bescheinigung keinen Beweis für das Bestehen 
eines materiellen Schutzrechtes erbringen könne, steht 
diese Auffassung nicht im Sinklang mit dem Grundsatz 
der freien BeweisWürdigung (§ 286 ZPO). Es fehlen auch 
jegliche Ausführungen darüber, weshalb gegen die Rich­
tigkeit der amtlichen Bescheinigung Bedenken bestehen 
könnten. Auch die Beklagten haben keinerlei Einwendungen 
gegen die Richtigkeit des Inhalts dieser Bescheinigung 
erhoben. Zumindest hätte das Berufungsgericht der Klägerin 
Gelegenheit geben müssen, auf andere Weise den erforder­
lichen Nachweis durch Vorlegung einer anderen Bescheini­
gung zu erbringen.- Wie der Verlauf des Rechtsstreits zeigt, 
legte die Klägerin allen erdenklichen Wert darauf, die 
streitigen Schutzrechte zu verteidigen. Nach der Lebens­
erfahrung musste deshalb ohne weiteres auch mit einer 
rechtzeitigen Verlängerung der Schutzdauer durch die Klä­
gerin, zumal da sie sich der Mithilfe durch einen Patent­
anwalt bedient hatte, gerechnet werden. Sofern diese den­
noch streitig war, hätte das Berufungsgericht der Kläge­
rin die Möglichkeit geben müssen, den Nachweis in geeig­
neter Porm nachzuholen. Bas angefochtene Urteil lässt 
nicht erkennen, weshalb dies nicht geschehen ist. Ein der­
artiger Nachweis ist auch nicht als verspätet zurückge­
wiesen worden. Bas Berufungsgericht hätte der Klägerin, 
ohne dass eine Vertagung erforderlich gewesen wäre, auf­
geben können, binnen einer bestimmten Prist die Verlänge­
rung der Schutzdazer durch Vorlegung einer entsprechenden 
amtlichen Registerbescheinigung nachzuweisen. Sie hat 
- später - in der Sache mit Schrift­
satz vom Io Pebruar 1955 die beglaubigte Ablichtung der 
Bescheinigung der Registerbehörde in Colombo vom 21, Mai

s r



1954 vorgelegt? aus der sieb ergibt, dass die Schutz­
dauer bis zum 14. Juni 1968 verlängert worden ist 
(Bl 159, 161 der Akten 7 0 179/52 - 5 U 1,4/54 - I ZE 
56/55).

V. Soweit das Berufungsgericht die auf Unterlas­
sung. Beseitigung und Veröffentlichung gerichteten Klag­
anträge hinsichtlich der Mitgliedsstaaten des Madrider 
Markenabkommens und für iD'eylon abgewiesen hat, war nach 
alledem das angefochtene Urteil aufzuheb'en und die Sa­
che zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen'.

1, Pas Berufungsgericht wird in der erneuten Ver­
handlung die Sachbefugnis der Klägerin hinsichtlich der 
streitigen Schutzrechte sowie das Rechtsschutzinteresse 
hinsichtlich der Unterlassungsanspruche unter Berücksich­
tigung der dargelegten tatsächlichen und rechtlichen Ge­
sichtspunkte zu prüfen haben.'

Wird die Sachbefugnis der Klägerin hinsichtlich des 
Warenzeichens für Ceylon bejaht, so folgt
hieraus ohne weiteres, dass auch der Beseitigungsan­
spruch der Klägerin hinsichtlich der sequestrierten, 
für Ceylon bestimmten Ware entsprechend Ziff I 2 des 
Tenors des landgerichtlichen Urteils begründet ist.

2. Bjle Einrede der Verjährung ist nicht begründet, 
wie das Landgericht zutreffend ausgeführt hat, Biese 
Einrede ist anscheinend im Berufungsrechtszug auch 
nicht mehr aufrecht erhalten worden (Berufungsurteil
S 10).

3. Pie Beklagten haben den Einwsnd der Verwirkung



ausdrücklich aufrechterhalten, Nach dem festgestellten 
Sachverhalt sind jedoch die Voraussetzungen für eine 
Verwirkung der Unterlassungsansprüche nicht gegeben« 
Hierzu kann auf die zutreffenden Ausführungen des Land­
gerichts verwiesen werden (unter V S 17).

4. Las Landgericht hat dem Veröffentlichungsanspruch 
sowohl für sämtliche Länder des Madrider Markenabkommens 
als auch für Ceylon stattgegeben mit der Begründung, die 
Klägerin habe ein nicht zu leugnendes Interesse daran, 
die Abnehmer über die von den Beklagten begangenen Zei­
chenverletzungen aufzuklären, eine andere Aufklärung 
sei um so weniger möglich, als die Beklagten genauere 
Angaben über weitere Exporte nicht gemacht hätten, die 
Klägerin daher auch mit dem Auftreten der Beklagten in 
anderen Ländern rechnen müsse, Sofern man nicht § 23 
Abs 4 UnlWG anwenden wolle, sei der Anspruch aus dem Ge­
sichtspunkt der Verpflichtung zur Abwendung eines drohen­
den Nachteils begründet (Urteil des Landgerichts unter 
VIII S 19)«

Wie der erkennende Senat in der Entscheidung vom 
29« Juni 1956 - I ZB 176/56 - (GRUB 1956, 558 ff - Kar­
melitergeist -) ausgeführt hat, besteht kein*Anlass für 
eine ausdehnende Auslegung und Anwendung des § 23 Abs 4 
UnlWG auf Unterlassungsklagen, die auf das Warenzeichen­
gesetz gestützt werden. Wenn durch Verletzungshandlungen, 
die nicht unmittelbar unter das Gesetz gegen den unlau­
teren Wettbewerb fallen, eine Verkehrsverwirr-ung ein­
getreten ist, so kann die Veröffentlichung das angemes­
sene Mittel sein, die Störung zu beseitigen. Die recht­
liche Handhabe hierfür bieten die §§ 249, 1004 3GB, wo­
bei nach der letzteren Bestimmung die Veröffentlichungs- ♦
befugnis auch bei fehlendem Verschulden des Störers aus-
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gesprochen werden kann* Ob jedoch im Einzelfall dem 
Verletzten ein Anspruch auf Bekanntmachung zuzubilligen 
ist, kann, ebenso wie im Pall des § 23 Abs 4 UnlWG (BGHZ 
13, 244 ß.5$7 - Oupresa GRUB 1954, 337 - Radschutz - ) 
nur unter Abwägung der Interessen beider Parteien ent­
schieden werden. Die Bekanntmachung des Urteils soll nicht 
Werbungszwecken, sondern den berechtigten Interessen des 
Verletzten dienen; sie soll dazu beitragen, die Beeinträch­
tigungen, die der Verletzte durch die. rechtswidrigen Hand­
lungen des Verletzenden erfahren hat, zu-beseitigen. So­
fern aber Beeinträchtigungen noch'nicht vorgekommen sind 
und nur für die Zukunft drohen, wird sich'bei billiger 
Interessenabwägung eine Veröffentlichung der Verurteilung 
zur Unterlassung in der Regel nicht rechtfertigen lassen* 
Ein schutzwürdiges Interesse der Klägerin an einer Ver­
öffentlichung des Urteilstenors in sämtlichen Ländern des 
Madrider Markenabkommens wird sich nach dem bisherigen 
Vorbringen der Klägerin schwerlich feststellen lassen«
Eine andere Beurteilung wird möglicherweise für Ceylon 
am Platze sein, weil die Beklagten hier festgestelltermas- 
sen Hustensirup unter der Bezeichnung nP ^ B H H i tt feilge­
halten und verkauft haben,

Wilde Birnbach ' Bock Prau' Bundesrich- Spreng
t-erin DrcKrüger- 
Hieland ist infol­
ge Urlaubsabwesen­
heit an der Unter­
schriftslei stung 
verhindert*
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